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3. Aufnahme des Beschlusses (inbegr. Rundschreiben) im Bulletin, jedoch 
frühestens am 8. Tage nach seinem Vollzüge1.

1. A m  30. D ezem ber 1904 erhob der Bundesrat den Antrag mit der Erweiterung, dass auch 
Griechenland und Serbien einzuladen seien, zum  Beschluss. Das Ergebnis der Konferenz, die vom  
8.-17. Mai 1905 unter dem Präsidium von Bundesrat Deucher in Bern tagte, war die Aufstellung von 
Grundzügen zweier Übereinkommen betreffend Verbot der industriellen Nachtarbeit der Frauen und 
Verwendung von weissem Phosphor in der Zündholzindustrie. A n  der diplomatischen Konferenz, 
die vom  17.-26. September 1906 in Bern stattfand, wurden die Grundzüge in Verträge umgewandelt. 
Staaten, welche an der Konferenz nicht teilnahmen, konnten den Übereinkommen durch Erklärung 
an den Bundesrat beitreten. Botschaft des Bundesrates vom  5. N ovem ber 1907, in: BB1 1907, V, 
S. 1038 ff. Bundesbeschluss vom 19. D ezem ber 1907 und Vertragstext in: AS 1907, NF 24, S. 59 ff.
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Antrag des Vorstehers des Handels-, Industrie- und Landwirtschafts- 
departementes, A. Deucher, an den Bundesrat

Rheinschiffahrt und Hüningerkanal Bern, 17. Dezem ber 1904

[ . . . ] '
Unsere letzten Bemühungen, in Verbindung mit dem Abschluss des Handels­

vertrages zu einer befriedigenden grundsätzlichen Erledigung der Schiffahrtsan­
gelegenheit zu gelangen, waren erfolglos. Der deutsche Vertreter erklärte, auf 
keine Détails eintreten zu können. Um Instruktionen einzuholen, sei die Zeit zu 
kurz, da neue Beratungen vorausgehen müssten. Die Angelegenheit sei übrigens 
von der Schweiz auf diplomatischem Wege anhängig gemacht worden, und man 
habe sich ausdrücklich Vorbehalten, dieselbe auf diesem Wege weiter zu verfol­
gen. Nachdem nun für einmal die Erklärung abgegeben worden sei, dass man 
sich zu den schweizerischen Wünschen betreffend den Hüningerkanal, wenn 
auch unter gewissen, die deutschen Bahninteressen wahrenden Bedingungen, 
zustimmend verhalte, könne vorderhand von schriftlichen Formulierungen Um­
gang genommen werden. Eine Verständigung im einzelnen sei nur auf dem Wege 
gemeinsamer fachmännischer Beratungen möglich.

Da die Handelsvertragsunterhandlungen ohnehin zu scheitern drohten, konn­
te eine sofortige Erledigung der Schiffahrtsangelegenheit nicht zur conditio sine 
qua non eines Vertragsabschlusses gemacht werden. Auch ist nicht zu verken­
nen, dass es der Reichsregierung nicht wohl möglich ist, endgültige, zustimmen­
de Erklärungen abzugeben, bevor durch fachmännische Delegierte in einlässli­
cher Beratung die Grenzen festgestellt sind, innerhalb welcher sich die deutschen 
Bahninteressen mit den Kanalinteressen vereinigen lassen. Es wurde deshalb in 
Luzern von schriftlichen Festsetzungen Umgang genommen.

Als nächster Schritt empfiehlt sich nun unseres Erachtens, dem Auswärtigen

1. Längere Zusammenfassung des bisherigen Geschäftsverlaufes.
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Am t in Berlin, unter Bezugnahme auf die vom deutschen V ertreter abgegebenen 
Erklärungen, die baldige Veranstaltung einer gemeinsamen kommissarischen 
Beratung über die von uns formulierten Forderungen und die deutscherseits 
aufgestellten Bedingungen zu beantragen. Da der Grund, warum die vorliegende 
Angelegenheit bisher vom Handelsdepartem ent geleitet worden ist, infolge der 
Beendigung der Handelsvertragsunterhandlungen hinwegfällt, halten wir dafür, 
dass die fernere Leitung vom eidgenössischen Departem ent des Innern zu 
übernehm en sei. Antrag:

1. Es sei H err von Claparède zu beauftragen, dem Auswärtigen Amt die 
Veranstaltung einer Konferenz zum genannten Zwecke vorzuschlagen.

2. Es sei die fernere Leitung der vorliegenden Schiffahrtsangelegenheit vom 
eidgenössischen D epartem ent des Innern zu übernehm en.2

2. Der Antrag wurde vom  Bundesrat in der Sitzung vom  24. D ezem ber 1904 unverändert angenom­
men (E 1004 1/218).
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Der schweizerische Bauernverband an den Bundesrat1
Kopie
S Bern und Brugg, 16. Januar 1905

Wir benützen auch den Anlass, um Sie, hochgeachtete H erren, dringend zu 
ersuchen und die Hoffnung und Erwartung auszusprechen, es möchten bei den 
kommenden Handelsverträgen die im italienisch-schweizerischen und deutsch­
schweizerischen Handelsverträge festgesetzten Zölle für landwirtschaftliche Pro­
dukte als unterste Grenze angesehen werden.

Durch die Verträge mit Deutschland und Italien in Verbindung mit unseren in 
Kraft bleibenden Meistbegünstigungsverträgen und den Handelsbeziehungen mit 
den Vereinigten Staaten sind die Absatzverhältnisse für 4/5 unseres Exports für 
eine neue Periode gesichert. Es bleiben im wesentlichen noch die drei Staaten 
Österreich-Ungarn, Frankreich und Spanien, die ca. V5 unseres Exportes (ca. 170 
Mill.) aufnehmen und uns für ca. 300 Millionen Franken W aren liefern. Die 
handelspolitische Situation der Schweiz ist deshalb nunmehr eine sehr starke 
geworden. Selbst ein Zollkrieg mit diesen drei Staaten zusammen hätte für sie 
weniger zu bedeuten als ein Zollkrieg mit Deutschland allein. U nter diesen 
Um ständen kann es für uns keinem Zweifel unterliegen, dass es nur einen festen 
Willen braucht, um auch in den folgenden Verträgen, die landwirtschaftlichen 
Zölle der zwei ersten Verträge zur Annahme zu bringen.

1. Unterzeichner: H. Jenny (Präsident), Dr. E. Laur (Sekretär).
2. Begründung eines Antrags, dass ausgepresste frische Traubenteile, welche noch zur Weinbereitung
verwendet werden könnten, als Keltertrauben zu verzollen seien.
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